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schen, aber es muss auch realistisch sein, und das 
erreichen wir mit unserem Vorschlag. 

Meine Damen und Herren, die Regelungen des Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes NRW wurden so ge-
wählt, dass die politischen Intentionen so umgesetzt 
werden, dass sowohl die öffentlichen Auftraggeber 
als auch die Bieter nicht über Gebühr belastet wer-
den. 

(Zuruf von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

Der Schwellenwert von 20.000 € hinsichtlich der Ta-
riftreue- und Mindestlohnvorgaben soll ein ange-
messenes Verhältnis zwischen Auftragssumme und 
Verwaltungsaufwand bei der Bewerbung um einen 
öffentlichen Auftrag sicherstellen. 

Dies greift allerdings nicht, wenn bei der Berück-
sichtigung von ökologischen Aspekten, die über den 
Lebenszykluskostenansatz bei jeder Beschaffung 
heute schon berücksichtigt werden können, ein 
Schwellenwert von 10.000 € angesetzt werden soll. 
Deswegen sind die 20.000 € angemessen. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung ist 
der Ansicht, dass es uns gelingen wird, mit dem vor-
liegenden neuen Tariftreue- und Vergabegesetz 
NRW ein in die Zukunft gerichtetes, sozial verant-
wortliches und nachhaltiges Beschaffungswesen in 
Nordrhein-Westfalen zu etablieren. Ich bitte hier um 
Ihre Unterstützung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Voigtsberger. – Für die CDU-Fraktion 
spricht nun Herr Kollege Kamieth. 

Jens Kamieth (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Im Prinzip fängt das 
Gesetz ganz gut an. Mit den Zielen und dem Zweck, 
der da angestrebt ist, kann ich mich durchaus an-
freunden. Frau Schneckenburger hat das eben sehr 
gut dargelegt. Diese Ziele sind in Ordnung, aber 
doch bitte nicht in diesem Gesetz zu regeln. 

(Beifall von der CDU – Özlem Alev Demirel 
[LINKE]: Sondern?) 

Das Gesetz hört auch ganz gut auf. Ursprünglich 
stand darin: Nach fünf Jahren tritt es wieder außer 
Kraft. – Auch diesen Spaß haben Sie uns genom-
men. Mittlerweile steht in dem Gesetz, dass wir es 
nach vier Jahren evaluieren werden. Ich bin mir si-
cher, wir werden dann dieselben Ergebnisse be-
kommen, wie wir sie bei der Anhörung hatten, dass 
das Gesetz doch wieder außer Kraft tritt. 

Was Sie da alles hineinpacken wollen, hat in einem 
vergaberegelnden Gesetz nichts zu suchen. Nie-
mand käme auf die Idee, im Straßenverkehrsgesetz 
zu regeln, dass die Autos mit einem Mindestlohn 
hergestellt werden müssen. Und das gehört auch 
hier nicht hinein. 

(Beifall von der CDU und von der FDP – Mi-
chael Aggelidis [LINKE]: Gute Idee!) 

Auf das, was in den 20 Paragrafen zwischen den 
Zeilen zu lesen ist und was sonst bis jetzt gesagt 
worden ist, will ich kurz eingehen. Ich werde dabei 
nicht reflexartig auf die Frauenförderung eingehen. 
Frauenförderung ist ein wichtiges Thema, Frauen-
gleichstellung bei den Gehältern ist ein wichtiges 
Thema. Aber dazu komme ich später noch. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, meine Damen 
und Herren, gehen Sie definitiv zu weit. Gut gemeint 
ist eben nicht gut gemacht. 

Schauen wir uns doch einmal den primären Zweck 
des Vergaberechts an. Da geht es um öffentliche 
Beschaffung. Es ist Preisrecht. Es soll Korruption 
vermieden und ein wirtschaftlicher Preis ermittelt 
werden, um Vergabe zu gewährleisten. Das hat in 
den vergangenen Jahren auch sehr gut funktioniert. 

Nur: Was jetzt mit diesem Gesetzentwurf beabsich-
tigt ist, wird die ursprüngliche Form der Vergabe 
nicht mehr gewährleisten, und wir werden vergabe-
fremde Kriterien in die Vergabe hineinbekommen, 
die dort nichts zu suchen haben.  

Ich will auf einige Beispiele eingehen: § 10 – Wer-
tung unangemessen niedriger Angebote; das ken-
nen wir unter dem Begriff der Auskömmlichkeit. Ein 
Angebot, das 20 % unter der Kostenschätzung liegt 
oder 10 % günstiger ist als der zweitgünstigste An-
bieter, führt jetzt dazu, dass der Bieter darlegen 
muss, dass er diesen Preis halten kann, ohne ge-
gen Ihre Ziele zu verstoßen. 

Wissen Sie, wie oft das vorkommt? Die Kosten-
schätzung wird oftmals aufgrund bloßer Computer-
programme erstellt. Das sind grobe Schätzungen, 
die nicht valide sind, die unter Umständen auch lan-
ge, bevor es zu der tatsächlichen Ausschreibung 
kommt, gemacht werden. So kann es allein auf-
grund von Rohstoffpreisänderungen günstiger wer-
den. Das führt nun dazu, dass in Zukunft der Bieter 
tatsächlich in Textform darlegen muss, dass er den 
Preis auch bei Zahlung von Mindestlöhnen etc. hal-
ten kann. Das ist ein bürokratischer Aufwand, den 
kein Mensch tatsächlich will. 

Oder aber: Ein Unternehmer ist nicht wirklich an ei-
nem Auftrag interessiert, weil er keine freien Kapazi-
täten hat. Er nennt deswegen einen Preis, der nicht 
besonders günstig, nicht scharf kalkuliert ist. Wenn 
dann einer mehr als 10 % günstiger ist, wird er ei-
nen Riesenmoloch von Unterlagen vorlegen müs-
sen, nur um den Auftrag zu bekommen. Das ist 
wirtschaftsfeindlich, und das wollen wir nicht. 

§ 14 – Bietergemeinschaften – ist der nächste pra-
xisferne Punkt, den Sie regeln wollen. Gerade grö-
ßere Baustellen werden durch Bietergemeinschaf-
ten, durch Argenn bewerkstelligt. Oft sind Abschnit-
te bei Bahntrassen, Autobahnen kilometerweise so 
geregelt. Da gibt es sehr viel Misstrauen der Unter-
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nehmer untereinander, weil sich eigentlich Konkur-
renten zusammentun, um eine Bietergemeinschaft 
zu gründen. Da spielt die Frage der Insolvenz, die 
Frage der Haftung eine Rolle. Und jetzt soll sich 
derjenige Unternehmer auch noch Gedanken dar-
über machen, ob der andere den Frauenförderplan 
einhält? Es kann nicht im Sinne der Sache liegen, 
dass solche vergabewidrigen Aspekte demnächst 
Gegenstand eines Vergabeverfahrens sein sollen.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Nun noch ein paar Worte zum Frauenförderplan. Ich 
will das Beispiel des Gerüstbauers noch einmal an-
führen. Es gibt viele Gerüstbauer mit über 20 Mitar-
beitern, die demnächst im Vergabeverfahren nicht 
mehr so einfach kalkulieren können, wie viel sie fürs 
Material benötigen, wie viel Lohn draufkommt, wie 
hoch Wagnis und Gewinn sind. Um einen Preis zu 
finden, werden sie sich künftig auch noch Gedan-
ken darüber machen müssen, ob sie einen Frauen-
förderplan haben und ob das alles dem neuen Ge-
setz entspricht.  

(Beifall von der CDU) 

Das ist Wirtschaftsfeindlichkeit, wie sie im Buche 
steht.  

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Auch in anderen Gewerken kann man Frauenför-
derpläne und entsprechende Regelungen treffen, so 
viel man will – es gibt in dem Bereich einfach keine 
Frauen, die da arbeiten wollen. Zum Beispiel arbei-
ten im Hoch- und Tiefbau in Nordrhein-Westfalen 
gerade einmal 10 % Frauen. Es bringt also nichts,  

(Zuruf von Günter Garbrecht [SPD]) 

entsprechende Kriterien in ein Vergabeverfahren 
hineinzuschreiben. Das ist praxisfern.  

Frau Schneckenburger, wenn Sie die Eine-Welt-
Läden anführen, frage ich mich, über wie viel Um-
satz im Bereich der Eine-Welt-Läden wir eigentlich 
reden und wie viel Umsatz in der Baubranche 
dadurch vernichtet wird, dass jetzt solche Aspekte 
in ein Vergabeverfahren einfließen. 

(Beifall von der CDU und von der FDP – Zu-
rufe von der SPD und von den GRÜNEN) 

Es geht hier um einen sehr wichtigen Bereich. Wir 
entscheiden hier im Moment im Wesentlichen nach 
der Vergabeordnung. Es ist lediglich eine Verord-
nung. Sie schaffen hier aber ein Gesetz. Das heißt, 
zuvorderst wird dieses Gesetz anzuwenden sein, 
und danach kommt erst die Vergabeordnung zum 
Tragen. Vor dem Hintergrund haben wir hier eine 
sehr ernste Sache zu entscheiden.  

Ich bitte Sie deshalb noch einmal ganz eindringlich: 
Nehmen Sie die Zitate aus der Anhörung ernst! 
Zum Beispiel Markus Moraing vom Verband kom-
munaler Unternehmen: Wettbewerbsnachteil für die 
Stadtwerke, die diese Regelung anwenden müssen, 

für andere Unternehmer aber nicht! – Da frage ich 
mich: Sie haben doch den § 107 Gemeindeordnung 
geändert und wollten es für die kommunalen Unter-
nehmer leichter machen. Warum kassieren Sie die-
sen Vorteil wieder, indem Sie dieses Gesetz auf den 
Weg bringen? Ich kann es nicht verstehen. 

Bürokratieabbau war einmal ein hehres Ziel in die-
sem Land. Davon kann spätestens jetzt keine Rede 
mehr sein. Wir haben hier ein Bürokratiemonster, 
wie ich es noch nicht gesehen habe. Kommen Sie 
an den Verhandlungstisch zurück, machen Sie end-
lich mittelstandsfreundliche Politik und nicht so was 
hier! 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Aber auch die andere Seite, die Kommunen, stehen 
diesem Gesetz sehr kritisch gegenüber. Ich bin 
selbst seit vielen Jahren im Vergabeausschuss 
meiner Heimatstadt Siegen tätig und weiß sehr ge-
nau, wie das Vergabeverfahren bei der öffentlichen 
Hand läuft. Wir erhalten regelmäßig Vorlagen, die 
die formellen Aspekte nicht berücksichtigen, sodass 
wir die Unternehmen ausschließen müssen. Es 
müssen Sicherungskopien beigefügt, Unterschriften 
geleistet werden. Herr Minister Voigtsberger, da 
werden Sie sehr viele schulen müssen; das kann 
ich Ihnen sagen. Wir haben als Stadt sehr viele 
Fortbildungsveranstaltungen gerade für die Hand-
werker angeboten, damit sie zumindest formell sau-
bere Angebote abliefern. Immer und immer wieder 
kommen Fehler vor. Vor dem Hintergrund bin ich 
überzeugt davon, dass unsere Handwerker und un-
sere kleinen mittelständischen Unternehmen dieses 
schlechte Gesetz nicht gut anwenden können. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Ausschreibungen werden viel komplizierter, es 
kommt mehr Papier herein, wir brauchen mehr Mit-
arbeiter, die mehr Zeit damit verbringen werden, 
das alles zu werten.  

Ich zitiere Lutz Pollmann, Baugewerbliche Verbän-
de, oder Herrn Graaff vom Städte- und Gemeinde-
bund: Wir erwarten große Streitigkeiten im Verga-
beverfahren. Das Vergabeverfahren wird sich we-
sentlich verkomplizieren.  

Deswegen: Keiner will das Gesetz – weder der Mit-
telstand noch die Handwerker noch die öffentliche 
Hand. Es sind vor allen Dingen die Arbeitnehmer, 
die dieses Gesetz wollen.  

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Das ist für sich genommen in Ordnung, wenn wir 
über Mindestlohn sprechen. Wir können auch über 
Frauengleichstellung sprechen. Die Bundesregie-
rung hat sich dieser Themen sehr verantwortlich 
angenommen.  

(Vereinzelt Lachen von der SPD) 

Aber bitte nicht in diesem Gesetz! – Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit. 


